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Judikatur

EuGH bestätigt engen Anlagenbegriff
Der EuGH hat mit seiner E v 9. 6. 2016 (C-158/15) eine für Öster-
reich nicht unwesentliche Äußerung zum Anlagenbegriff iS der
Emissionshandels-RL getätigt, die – da weitgehend wortident –
auch für die Anlagenabgrenzung für IPPC-Anlagen relevant ist.
Verfahrensgegenständlich dabei war ein Kohlelager für ein Kohle-
kraftwerk, das durch eine öffentliche Straße getrennt und rund
800m entfernt gelegen ist. Der EuGH hat eine unmittelbare Ver-
bindung im konkreten Ausgangsfall bejaht, da das Kohlelager un-
entbehrlich für die Funktion des Kraftwerks sei. Für die österr
Verwaltungspraxis bedeutet dieses Erk va eine Bestätigung der bis-
herigen Vorgehensweise der „engen“ Anlagenabgrenzung. Das
Kriterium der Unmittelbarkeit bei der Zurechnung von Anlagen-
tätigkeiten oder Anlagenteilen zum eigentlichen Anlagenkern
wird nämlich als maßgebliches Kriterium für die Anlagenabgren-
zung herangezogen. De facto ist damit die in Österreich gelebte
Praxis durch den EuGH bestätigt worden.1)

Widerstreitverfahren und Parteistellung

Nun ist sie entschieden, die Frage, ob Parteien eines einem wasser-
rechtlichen Widerstreit unterlegenen Projekts auch Parteistellung
in einem UVP-Verfahren haben. Mit E v 31. 3. 2016 (Ra 2015/
0071) hat der VwGH ausgesprochen, dass es sich nämlich von
selbst verstehe, dass die Erteilung einer Bewilligung eines im Wi-
derstreit obsiegenden Projektes (hier: UVP-pflichtig) die Rechte
eines ASt des im Widerstreit unterlegenen Projektes (hier: nicht
UVP-pflichtig) beeinträchtigt und somit entsprechende Parteien-
rechte verleiht.2)

Neues zur Schwarzen Sulm3)

Im Vertragsverletzungsverfahren der EK gegen Österreich hat
der EuGH mit E v 4. 5. 2016 (C-246/14) zunächst die Klage
zugelassen. Inhaltlich war freilich für die EK wenig zu holen.
Es ging um einen Teilaspekt der Ausnahmen vom Verschlechte-
rungsgebot gem Art 4 Abs 7 WRRL, nämlich ob die Gründe für
ein konkretes, der Ausnahmebewilligung unterliegendes Vorha-
ben im Einzelfall entsprechend dargelegt wurden. Dies ist im
Ausgangsfall der Schwarzen Sulm vom EuGH ganz klar als er-
füllt eingestuft worden, da die österr Beh die Auswirkungen auf
die Umwelt und die vermeintlichen Vorteile des Vorhabens aus-
führlich untersucht haben. Dabei seien die Auswirkungen des
Vorhabens insgesamt geprüft und die Vorteile und negativen
Auswirkungen auf den Zustand des Oberflächenwasserkörpers
der Schwarzen Sulm gegeneinander abgewogen worden. Dies
nicht in bloß abstrakter Weise, sondern in entsprechender Wür-
digung der Aspekte, welche in einem übergeordneten allgemei-
nen Interesse gelegen waren. Schlussendlich wurde die Klage
der EK mangels spezifischer Rügen und mangels Vergleichskri-
terien als unbegründet abgewiesen.4)

Pläne und Projektunterlagen als Umweltinformationen

Nach dem VwGH (Ra 2015/10/0113) sind der Inhalt von Plä-
nen und sonstigen Projektunterlagen, aus denen die genaue
Ausgestaltung und Situierung eines Projekts abgeleitet werden
kann, Umweltinformationen iS des NÖ AuskunftsG. Ähnlich
judiziert der GH in einer anderen – ebenfalls NÖ betreffenden
– Angelegenheit: Dort hält er fest, dass der Begriff der Umwelt-
information grundsätzlich weit zu verstehen ist. Unter diesen
Begriff fallen daher nicht nur zahlenmäßige Aussagen, sondern
auch sonstige vorhandene Aussagen in Textform wie Stellung-
nahmen, Meinungsäußerungen, Anbringen und Bescheide (Ra
2015/07/0123).5)

Alter Wein in neuen Schläuchen: Neues zum ALSAG

Nachdem der VwGH vor rund vier Jahren zu § 3 Abs 1 Z 4 AL-
SAG entschieden hat, dass die Verbringung zur Verwertung in das
EU-Ausland auch dann keiner ALSAG-Beitragspflicht unterliegt,
wenn nach dem Verwertungsschritt ein grundsätzlich im Inland
einen ALSAG-Tatbestand auslösender Tatbestand gesetzt wird,
hat er in einem Folgejudikat nach einer in bester Anlassgesetzge-
bung erlassenen Nov des ALSAG (BGBl I 2013/103) erneut fest-
gestellt, dass im damals wie heute gleichen Ausgangssachverhalt
nach wie vor keine ALSAG-Beitragspflicht gegeben ist. Konkret
hat er festgehalten, dass nach § 10 Abs 1 ALSAG nur der in Be-
tracht kommende Beitragsschuldner einen Feststellungsantrag
stellen kann.Wenn dieser Beitragsschuldner allerdings keinen Bei-
tragstatbestand erfüllt, ist er eben nicht antragsberechtigt. Im kon-
kreten Fall war die Revisionswerberin unverändert gegenüber dem
2012 der E zugrunde gelegten Sachverhalt weiterhin nicht in einer
Position, Einfluss auf die weiteren Schritte einer nach der Aufbe-
reitung im EU-Ausland zu einem – im Inland einem ALSAG-bei-
tragspflichtigen Tatbestand erfüllenden – weiteren Verwertungs-
schritt zu setzen. Folglich greift in diesem Fall nach wie vor die
Beitragspflicht nicht.6)

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl, PD
Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Peter Sander
betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV das Pro-
jekt www.umweltrechtsblog.at, einen Webblog,
der Entwicklungen und Erkenntnisse tagesak-
tuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen
lässt.

1) Umweltrechtsblog.at v 10. 6. 2016 (Suchanek).
2) Umweltrechtsblog.at v 1. 6. 2016 (Bachl).
3) Siehe auch das Editorial von Berger/Bergthaler in diesem Heft RdU U&T 2016, 77.
4) Umweltrechtsblog.at v 9. 5. 2016 (Bachl).
5) Umweltrechtsblog.at v 7. 3. 2016 (Bachl).
6) Umweltrechtsblog.at v 22. 3. 2016 (Sander).


